Druck u. Expedition: 
Buchdruckerei Rob. Geiſel, Graudenz 
Fernſprech⸗Anſchluß Nr. 743. 


Im Auftrage der Handwerkskammer 
Schriftleitung: 
Syndikus i. V. W. Ollmann, Graudenz 


Amtliches Organ der Handwerkskammer zu Graudenz 


für den Regierungsbezirk Marienwerder. 
Das weſtpreußiſche Handwerk erſcheint wöchentlich einmal || Im Anzeigenteil koſtet die viergeſpaltene Petitzeile 20 Pf., 


Bezugspreis vierteljährlich 1,00 M., mit Beſtellgeld 1,12 M. bei Bekanntmachungen von Innungen, Genoſſenſchaften 10 Pf 
Beſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten u. Briefträger 1 Aufträge nimmt die Buchdruckerei Robert Geiſel entgegen 


Nr. 27. Graudenz, Sonnabend, den 9. Outober 1915. 


Das 75 jährige Geſchäftsfublläum der Conditorei Güſſow 
in Graudenz. 


Wir nehmen an dieſer Stelle Gelegenheit, einer ſel⸗ Herr Carl Güſſow hat es verſtande n, das Geſchäft zu ei⸗ 
tenen Feier zu gedenken, die eine weit und breit ange- nem der erſten feiner Art im Regierungsbezirk Marien⸗ 
ſehene Firma des Conditorgewerbes in unſerem Kammer⸗ werder zu machen; als Obermeiſter der Conditoren-In⸗ 
bezirk dieſer Tage beging, 75 Jahre waren am 18. Sep- nung für den Regierungsbezirk Marienwerder und Vor⸗ 
tember verfloſſen, als der Konditor Franz Eduard Waere ſitzender und Begründer der freien Einkaufsvereinigung 
auf ſeiner Wander ſchaft nach Graudenz gelangte und hier Weſtpreußen für das Conditorgewerbe hat er ſich um die 
eine Conditorei Güſſow begründete. Durch drei Genera- Intere eſſen ſeines Standes hohe . erworben. 
tionen vom Großvater auf den Vater, vom Vater auf den Am Tage der Feier hatten die offiziellen Vertretungen 
Sohn hat jih das Unternehmen fortgeerbt und neben die- von Handel und Gewerbe, die Handels- und Handwerks⸗ 
ſem auch der Fleiß und die Geſchäftstüchtigkeit, welche kammer ihre Vorſitzenden entſandt, um Herrn Güſſow 
den Begründer auszeichnete. Der Betrieb erfuhr ſtändig ihre Glückwünſche darzubringen. Herr Kommerzienrat 
im Laufe der Jahre Vergrößerungen. Der jetzige Inhaber Ventzki, Präſident der Handelskammer N" erreichte dem 
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Jubilar ein Gedenkblatt und wies in warmen Worten 
auf die Bedeutung der Firma und den guten Klang hin, 
den diefe als kaufmänniſcher Betrieb im Han- 
delsverkehr genießt. Er hob weiter die perſönlichen 
Verdienſte des jetzigen Inhabers an der gedeihlichen Ent- 


wickelung des Geſchäfts hervor. Herr Ventzki ſprach auch 


gleichzeitig als Vertreter des Magiſtrats der Stadt Grau— 
denz und überbrachte deſſen Glückwünſche. Nach ihm 
richtete der Vorſitzende der Handwerkskammer Emil Hache 
an den Jubilar eine Anſprache. Seine Worte bewegten 
ſich in ähnlichen Gedanken, wie die des Herrn Kommer— 
zienrats Ventzki. Er feierte den Jubilar als einen Mann, 
der es verſtanden habe, nach dem Goethe“ ſchen Wort, das 
von den Vätern ererbte Gut zu erwerben, um es zu be— 


ſitzen. Namens der Handwerkskammer überreichte er ein 


künſtleriſch ausgeführtes Erinnerungsblatt. In der Reihe 


der Glückwünſchenden folgte die Conditoren-Zwangsin⸗ 


nung für den Regierungsbezirk Marienwerder und die 


freie Einkaufsvereinigung Weſtpreußen für das Conditor⸗ 


gewerbe. Ihr Vertreter rühmte die Verdienſte, die ſich 


Herr Güſſow um die Förderung der gewerblichen Interefſ- 


ſen erworben habe. Eine prachtvolle Standuhr war das 
Angebinde, welches die Korporation Herrn Güſſow zum 
Zeichen des Dankes und der Erinnerung an den feier- 
lichen Tag zueignete. Im Anſchluß an die Vertreter der 
offiziellen Stellen beglückwünſchten Herrn Güſſow 
Freunde und Bekannte von nah und fern. Ungezählte 
Glückwunſchtelegramme bewieſen dem Jubilar, welch re— 
gen und herzlichen Anteil die Allgemeinheit weit und breit 


an dem Ehrentage feiner Firma nahm. Wir wünſchen 


ihm, daß er nach einem weiteren Vierteljahrhundert bei 


der Feier des 100 jährigen Beſtehens der Firma ebenſo 
wie heute mit Stolz und Befriedigung auf ſein Werk wird 


zurückſchauen können. 


Genoſſenſchaften. 


Es haben ſich bisher in unſerem Kammerbezirk im 
ganzen 11 handwerkliche Vereinigungen auf genoſſen⸗ 
ſchaftlicher Grundlage gebildet, welche zum größten Teil 
dem Baugewerbe angehören und zwar: 2 

Baugenoſſenſchaft Culm, Vorſitzender Schilling, Culm. 

Tiſchlereigenoſſenſchaft Graudenz-Marienwerder, Vor- 
ſitzender Miraß, Graudenz. 

Tiſchlereigenoſſenſchaft 
kowski, Thorn. 5 7 

Tiſchlereigenoſſenſchaft Flatow, Vorſitzender Schlicht⸗ 
holz, Flatow. s T 

Schloſſergenoſſenſchaft Thorn, Vorſitzender Thomas, 
Thorn. ee z 3 

Malergenoſſenſchaſt Thorn, Vorſitzender Wichmann⸗ 
Thorn. 5 5 

Maler⸗ und Glaſergenoſſenſchaft Rieſenburg, Bor- 
ſitzender Schubkowski⸗Rieſenburg. : 

Töpfergenoſſenſchaft Thorn, Vorſitzender Koſemund⸗ 
Thorn. d „ 

Sattler⸗ und Tapezierergenoſſenſchaft Thorn, Bor- 
ſitzender Schliebener⸗Thorn. i 

Bäckergenoſſenſchaft Graudenz, Vorſitzender Gra- 
bowski⸗Graudenz. Er 

Schneidergenoſſenſchaft Marienwerder, Vorſitzender 
Rachau⸗Marienwerder 


Thorn, Vorſitzender Bor⸗ 


Der Vorſitzende des Geſellenprüfungsausſchuſſes 
braucht weder Mitglied der Innung, bei welcher der Prü⸗ 
fungsausſchuß gebildet ift, noch der Handwerkskammer 
noch auch Handwerker zu ſein. So hat in Uebereinſtim⸗ 
mung mit der Begründung der über die Bildung der Prü⸗ 
fungsausſchüſſe beſtehenden Beſtimmung der Gewerbe⸗ 
ordnung jetzt die Kreishauptmannſchaft in Leipzig ent⸗ 
ſchieden. 


bei der Innung beſtehenden Prüfungsausſchuſſes zur Ab⸗ 
nahme der Geſellenprüfung von ſeinem Amte zu entheben, 


weil derſelbe ſein Gewerbe nicht mehr betreibe. der In⸗ 
nung nicht mehr angehöre uno r fes wt, ‚en qm und 


. 


den Innungsmitgliedern anläßlich ver danchme von 


ſellenprüfungen mier choli zu Au ingtie etzängen ie 
kommen fei. — Die Gew 


sz 


Anirag 


amii leyn de 


aus oben angegebenen rechtlichen Gründen ſowie auch 
deshalb ab, weil Vernachläſſigung der Amtspflichten des 


betreffenden Vorſitzenden nicht nachgewieſen ſeien, dage⸗ 


gen die zwiſchen ihm und den Innungsmitgliedern ſtatt— 
gefundenen Auseinanderſetzungen infolge des Widerſtan— 
des der Innungsmitglieder gegen die vom Vorſitzenden 
bei den Geſellenprüfungen getroffenen Anordnungen ent⸗ 
ſtanden ſeien. Gegen dieſe Entſcheidung hat die In⸗ 
nung bei der Kreishauptmannſchaft in Leipzig Beſchwerde 
erhoben, die aber aus den gleichen Gründen zurückgewie⸗ 
ſen wurde. á 


Lieferung von Schuhen und Holzfohlen. 


Die Intendantur beabſichtigt, für die im Bezirk 
des XVII. Armeekorps vorhandenen Gefangenen- 
lager einen größeren poſten Schuhe mit Holz- 
fohlen anfertigen zu laffen. Diejenigen Betriebe, 
Innungen uſw. die fih an der Lieferung be- 
teiligen wollen, werden erfudt, Angebote mit 
Muſtern einzureichen. Die Preiſe find frei Bahn- 
ſtation der Gefangenenlager zu berechnen! 

Cine Milliarde in Gold 
iff noch in der Bevölkerung Deutcklands. 


Das will heißen, daß es noch eine ganze Reihe von 
Leuten gibt, die in engherziger Verkennung der gegen— 
wärtigen Verhältniſſe auf dem Goldmarkte ihre Gold— 
ſtücke ängſtlich behüten und zum Schaden des Vaterlandes 
zurückhalten. Ein großer Teil dieſer Milliarde ſteckt 
zweifellos in den Kreiſen des Kleingewerbes. Alle ein⸗ 
ſichtsvollen Handwerker haben die Pflicht, in ihren Krei⸗ 
ſen dafür zu ſorgen, daß das Gold hervorgeholt und zur 


Bann gebracht wird. Wir richten an alle Abteilungsvor⸗ 


Eine Innung im Bezirk der Gewerbekammer en ijt, di l ene 
zu Leipzig hatte þei die bea ant den Vorſitzenden des unter 18 Jahren. Die vielſach verbreitete Meinung, daß 
0 $ e, 


ſitzenden und Kammermitglieder die eindringliche Bitte, 
uns in unſerm Beſtreben, das im Kleingewerbe unſeres 
Bezirks vorhandene Gold einzuſammeln, nach Kräften zu 
unterſtützen. 


Anſprüche von Hinterbliebenen an die 
Angeſtelltenverſicherung. 


Die mangelnde Kenntnis der geſetzlichen Anſprüche 
an die ſozialen Verſicherungen führt häufig zu unliebſa⸗ 
men Verzögerungen und Mißhelligkeiten. Insbeſondere 
ſind die Beſtimmungen der Angeſtelltenverſicherung, die 
erſt ſeit 2 einviertel Jahren in Kraft iſt, noch lange nicht 
genügend bekannt. Es ſei daher darauf hingewieſen, daß 
die Hinterbliebenen eines verſicherten Angeſtellten, der 
im Kriege fällt oder an den Folgen einer Kriegsbeſchädi⸗ 
gung ſtirbt, Anſpruch auf Rente in der Regel noch nicht 
haben, weil er die erforderliche Wartezeit noch nicht zu⸗ 
rücklegen konnte. Rente können die Hinterbliebenen 
nur in dem Ausnahmefall erhalten, daß der Verſtorbene 
durch eine einmalige Einzahlung (Prämienreſerve) die 
Wartezeit ſoweit abgekürzt hat, daß insgeſamt 60 Pflicht⸗ 
beiträge entrichtet ſind. Wenn dagegen, wie es in der Re⸗ 
gel der Fall iſt, beim Todesfall des Verſicherten ein An⸗ 
ſpruch auf Rente nicht beſteht, ſo wird auf Antrag die 
Hälfte, bie freiwillig Verſicherten drei Viertel der gezahl⸗ 
ten Beiträge zurüchkerſtattet. Anſpruch auf dieſe Rück⸗ 
zahlung haben jedoch ausſchließlich die Witwe, oder falls 
ſolche nicht vorhanden iſt, die hinterbliebenen Kinder 


auch Eltern oder andere Angehörige, die von dem Ver⸗ 
ſtorbenen unterſtützt worden ſind, die Beitragsteile au 
rückfordern könnten, iſt irrig. Auskunft über dieſe Fra⸗ 
gen erteilen der Rentenausſchuß der Augeſtelltenver⸗ 
ſicher n in Berlin⸗Wilmersdorf, ſowie die Ortsausſchüſſe 
der Vekauensmänner in den einzelnen Städten und Gez 
n nden. 
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Fürſorge für Kriegsinvaliden. 
Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, Landwirt⸗ 
ſchaft, Finanzen, Inneres, Krieg. 


Es hat ſich die Notwendigkeit herausgeſtellt, für die 
in Verfolg des allgemeinen Erlaſſes vom 10. Mai d. Is. 


(M. d. J. 2 e. 866) “) in den Provinzen (Bezirken) auf dem 
Mağ- | 
nahmen weitere Richtlinien zu geben, auf die wir die be- | 


Gebiete der Kriegsinvalidenfürſorge getroffenen 
ſondere Aufmerkſamkeit der ſtaatlichen und kommunalen 
Verwaltungsbehörden lenken. 

1. Der örtliche Ausbau der Organiſation iſt anjchei- 
nend noch nicht überall ſo weit vorgeſchritten, wie es im 
Hinblick auf die große Anzahl der bereits vorhandenen 
Invaliden einem dringenden Bedürfnis entſpricht. Wenn 
auch die provinziellen Organiſationen einen kommunalen 
oder freieren Charakter tragen, ſo hat doch die bishe— 
rige Entwickelung bereits bewieſen, daß ihre Arbeit ohne 


angeſpannte Mithilfe der ſtaatlichen Behörden nicht zur 


Durchführung gebracht werden kann. Wir haben bereits 
in dem Erlaß vom 10. Mai darauf hingewieſen, daß den 
Regierungspräſidenten die enge Fühlungnahme mit den 
Fürſorgeausſchüſſen obliegt. Wir betonen, daß die Füh⸗ 
lungnahme in erſter Linie erforderlich iſt, um den wirk⸗ 
jamen Ausbau der geſamten Unterorganiſationen durch» 
zuführen. Hierbei ift es nicht zu umgehen, daß die Qand- 
räte ſich nicht nur überall bereit finden, an die Spitze der 
Unterorganiſationen zu treten, ſondern daß ſie es ſich 
auch angelegen ſein laſſen, in Gemeinſchaft mit den ihnen 
zur Verfügung ſtehenden Hilfskräften ſich voll in den 
Dienſt der Sache zu ſtellen. Insbeſondere wird es Auf- 
gabe der Landräte ſein, daß Intereſſe und Verſtändnis 
für die Fürſorgebeſtrebungen innerhalb ihres Bezirks zu 
wecken und um die Gewinnung der nötigen Mitarbeiter 
bemüht zu ſein. Je mehr die Oeffentlichkeit von den ver⸗ 
nünftigen Grundſätzen der ſozialen Kriegsfürſorge durch⸗ 
drungen wird, deſto eher kann erhofft werden, daß un⸗ 


erwünſchte Gegenſtrömungen, wie ſie zum Teil in der Na⸗ 
tur der Sache liegen, zum Teil durch Verkennung der lei: | 


tenden Geſichtspunkte und leider auch hin und wieder 
durch Entſtellungen Unberufener hervorgerufen werden, 
ſich mehr und mehr zurückdrängen laffen. Dieſe Aufklä- 
rungsarbeit kann nicht allein durch Verbreitung von 
Druckſachen von ſeiten der provinziellen Organiſationen 
mit Erfolg betrieben werden, vielmehr müſſen wir es als 
eine wichtige Aufgabe gerade der Landräte bezeichnen, 
ihr in Anwendung auf die ländlichen Bezirke zur Wirk⸗ 
ſamkeit verhelfen, da ihnen die Kenntnis von Land und 
Leuten den dazu am beſten geeigneten Weg ohne weiteres 
weiſen wird. 

Nicht nur die weiteſten Kreiſen der Bevölkerung, ſon⸗ 
dern auch die Behörden bedürfen vielfach einer ſolchen 
Aufklärung, ſelbſt ſolche, die zur Mitarbeit an der In⸗ 
validenfürſorge berufen ſind. Es darf beiſpielsweiſe nicht 
mehr vorkommen, daß unter behördlicher Förderung Be— 
ratungsſtellen lediglich zu dem Ziele eingerichtet werden, 
den Invaliden Auskunft über ihre Rentenanſprüche und 
die Ausſichten auf ihr Unterkommen im öffentlichen 
Dienſte zu erteilen. Es bedarf keiner näheren Ausführung. 
daß eine fo einſeitig wirkende Beratungsſtelle den grund- 
legenden Beſtrebungen der Invalidenfürſorge ſchnur— 
ſtracks zuwiderläuft. 

Indem wir uns vorbehalten, wegen der Ausführung 
unſerer Anordnungen in Zukunft auch unmittelbar mit 
den Regierungspräſidenten als den vorgeſetzten Behör⸗ 


den der Landräte und der an der Fürſorgearbeit weſent⸗ 


lich mitbeteiligten Beamten des Gewerbeaufſichtsdienſtes 
und der gewerblichen Schulverwaltung in Verbindung zu 
treten, erſuchen wir Euere uſw., zunächſt von den Regie⸗ 
rungspräſidenten Berichte über die Beteiligung der ſtaat⸗ 
lichen Behörden bei dem Ausbau der Organiſation ein⸗ 
zufordern und uns insbeſondere eine Aufſtellung über die 


vorhandenen Unterorganiſationen einzureichen. Hierbei loren he C 2 
fähigkeit entſprechenden Rente die Verſtümmelungszu⸗ 


lage von 27 M. monatlich und die Kriegszulage von 15 


iſt in einer beſonderen Spalte anzugeben, welche Zuſam⸗ 


menſetzung die Unterausſchüſſe erhalten haben. Auch iſt 
die Art der Zuſammenſetzung berichtlich zu erklären, um 
eine Prüfung zu ermöglichen, ob und inwieweit ſie den 
individuellen Verhältniſſen des Bezirks entſpricht. Wir 


bemerken, daß es uns nach den gegebenen Hinweiſen 


nicht zweckmäßig erſcheinen kann, wenn, wie es an man⸗ 


chen Orten vorgekommen ſein ſoll, die nach den Beſtim⸗ 
mungen der Kreisordnungen gebildeten Kreisausſchüſſe 
ohne Zuziehung weiterer Mitglieder die Fürſorgearbeit 
übernehmen. 

H Ueberhaupt ift die Zuſammenſetzung der an der Für⸗ 
ſorgearbeit beteiligten Ausſchüſſe, wie wir glauben, noch 
nicht an allen Orten nach den in der vorderſten Reihe 
ſtehenden Geſichtspunkten der Zweckmäßigkeit und der 
Arbeitsförderung erfolgt. Wo Regierungs- und Gewerbe⸗ 
räte, Gewerbeinſpektoren, Regierungs- und Gewerbe⸗ 
ſchulräte ſowie die Leiter der gewerblichen Fach⸗ und 
größeren Fortbildungsſchulen nicht vertreten ſind, glau⸗ 
ben wir einen ſolchen Mangel feſtſtellen zu müſſen. Wie 
wir es von dieſen Beamten erwarten, daß ſie mit Eifer 
an der Fürſorgearbeit innerhalb der von uns anerkann— 
ten und mit Reichsmitteln geförderten Fürforgeorganifa- 
tion mithelfen, ſo müſſen wir auf der anderen Seite Wert 
darauf legen, daß ihnen bei Bildung ſowohl der provin⸗ 
ziellen wie der örtlichen Ausſchüſſe die gebührende Stelle 
eingeräumt werde. Wenn im übrigen bei einzelnen Or- 
ganiſationen für die Zuſammenſetzung des Tätigkeits- 
ausſchuſſes in erſter Linie die indujtriellen und gemerb- 
lichen Verhältniſſe maßgebend geweſen ſind, ſo werden 
doch regelmäßig auch Vertreter der Landwirtſchaft zur 
Mitarbeit heranzuziehen ſein. Als geeignete Mitglieder 
dieſer Art kommen Beamte oder Mitglieder der Qand- 


wirtſchaftskammern, Generalkommiſſionen (Anſiedlungs⸗ 


lungskommiſſionen) ſowie der gemeinnützigen Siedlungs⸗ 
geſellſchaften und Lehrer an landwirtſchaftlichen Fad- 
ſchulen in Betracht. 

Den provinziellen Organiſationen empfehlen wir im 
übrigen, vielleicht mehr noch, als es jetzt ſchon geſchieht, 
unter einander in Fühlung zu treten, um ſo die gegen⸗ 
ſeitige Ausnutzung der getroffenen Einrichtungen und die 
Verwertung der gewonnenen Erfahrungen zu erleichtern. 

2. Die ſogenannte Rentenpfychoſe wird — darüber 
kann leider kein Zweifel ſein — bei der Durchführung 
der Fürſorgebeſtrebungen eine hindernde Rolle ſpielen. 
Schon jetzt iſt wiederholt die Wahrnehmung gemacht wor⸗ 
den, daß Kriegsinvalide aus Beſorgnis, in ihren Verſor⸗ 
gungsanſprüchen verkürzt zu werden, der Berufsſchulung 
oder Berufsanpaſſung einen gewiſſen Widerſtand entge- 
genſetzen oder auch die Wiederaufnahme einer Erwerbs⸗ 
tätigkeit hinausſchieben. Dem entgegenzutreten, wird ein 


weſentliches Ziel der Aufklärungsarbeit fein. Anſcheinend 


wird die Auffaſſung der Invaliden vielfach durch ungenü⸗ 
gende Kenntnis der Vorſchriften unſerer Verſorgungs⸗ 
geſetzgebung beeinflußt. Richtig iſt es wohl, daß eine 
zwingende Beeinfluſſung der Arbeitgeber zur Gewährung 
einer beſtimmten Lohnhöhe nicht Platz greifen kann. Die 
hierin liegende Unſicherheit iſt indes angeſichts der ſchon 
jetzt ſchon hervorgetretenen Bereitwilligkeit der Arbeit⸗ 
geber, die Lohnbedingungen der Kriegsinvaliden in weit⸗ 
herzigſter Weiſe zu regeln, nur gering einzuſchätzen — 
wir verweiſen nach dieſer Richtung u. a. auf den Aufruf 
den der Deutſche Handelstag letzthin an Deutſchlands Ar- 
beitgeber erlaſſen hat — und es ſteht andererſeits feſt, 
daß eine Verkürzung der geſetzlichen Verſorgungsgebühr— 
niſſe durch Anrechnung des Verdienſtes unzuläſſig iſt. 
Eine Minderung oder Entziehung der Rente kann ſtets 
nur bei einer weſentlichen Steigerung der Erwerbsf ä⸗ 
higkeit eintreten; inwieweit dabei eine Beſchäftigung 
in lohnbringender Stellung einen Rückſchluß auf eine 
ſolche Steigerung geſtattet, kann nicht allgemein ent⸗ 
ſchieden werden. Die Kriegszulage von jährlich 180 M. 
wird in unveränderlicher Höhe ſolange fortgezahlt, als 
der Verſorgugnsberechtigte überhaupt in meßbarem Gra⸗ 
de in ſeiner Erwerbsunfähigkeit beeinträchtigt ift. Eben- 
jo jt eine Aenderung in dem Bezuge der Verſtümme⸗ 
lungszulage regelmäßig ausgeſchloſſen. Danach würde z. 
B. jemand, der im Kriege einen Fuß oder eine Hand ver⸗ 
loren hat, ſtets neben der dem Grade ſeiner Erwerbsun⸗ 


monatlich beziehen, gleichviel welches Einkommen er us 
lohnbringender Beſchäftigung erzielt. Wie ie Feſtſetzung 
der Verſorgungsgebührniſſe allgemein in wohl lende; 
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und weitherziger Weiſe erfolgen wird, fo find auch die au: 
ſtändigen Stellen erjucht worden, im Intereſſe der Er⸗ 
leichterung eines ungeſtörten Ueberganges in die bürger⸗ 
lichen Verhältniſſe und mit Rückficht auf eine unter Um⸗ 
ſtänden längere Berufsausbildung und Eingewöhnung 
der Kriegsinvaliden die Friſten für die Nachprüfung der 
Verſorgungsanſprüche nicht zu kurz zu bemeſſen. Es fehlt 
ſomit zu einer Beunruhigung aus dieſem Grunde jeder 
tatſächliche Anlaß. Im übrigen iſt ſchon früher angedeutet 
worden, daß eine vernünftige Beeinfluſſung der Kriegs⸗ 
invaliden nicht bei dieſen Halt machen darf, ſondern ſich 
auch auf ihre Umgebung erſtrecken ſoll. Hierunter ſind 
ſowohl die Familienangehörigen, als auch die Arbeitsge⸗ 
noſſen und alle Perſonen zu verſtehen, mit denen der In⸗ 
valide während der Lazarettbehandlung in Berührung 
kommt. Es ſei darauf hingewieſen, daß nach den bisheri- 
gen Erfahrungen insbeſondere die in die Fürſorgeaus⸗ 
ſchüſſe berufenen Arbeitnehmer einen günſtigen Einfluß 
bei Bekämpfung irriger Vorſtellungen ausgeübt haben. 
Es muß verhütet werden, daß die in beſter Abſicht ver⸗ 
fügte langfriſtige Ausdehnung der Lazarettbehandlung 
der Ausbildung der Rentenpſychoſe unerwünſchte Förde⸗ 
rung gewährt. Es wird daher den Fürſorgeausſchüſſen 
zu überlaſſen ſein, in ſolchen Fällen, in denen eine früh⸗ 
zeitige Entlaſſung aus dem Lazarett im Intereſſe des 
zukünftigen Berufes erwünſcht erſcheint, ſie bei der Hee⸗ 
resverwaltung zu beantragen. Die endgültige Entlaffung 
aus dem Heeresdienſte ſelbſt aber darf niemals vor Feſt⸗ 
ſetzung der Verſorgungsgebührniſſe erfolgen. 

3. Bei Ausübung der Berufsberatung iſt in erſter 
Linie auf die Tätigkeit der Einzelberufsberater Wert zu 
legen, die in ausreichender Anzahl in allen Bezirken zu 
beſtellen ſind. Die Zuſtändigkeit der Berufsberater muß 
fid) derart auch auf die kleineren Orte, in denen Orts- 
ausſchüſſe nicht beſtehen und au chohne die Gefahr einer 
zu weitgehenden Dezentraliſation nicht eingerichtet wer— 
den dürfen, erjtrecken, daß kein in feinen Heimatsort ent- 
laſſener Invalide des zuſtändigen Beraters entbehrt. Zu 
Berufsberatern ſollt ennur Perſönlichkeiten beſtellt wer⸗ 
den, denen das Vertrauen geſchenkt werden kann, daß ſie 
ſich der Verantwortlichkeit ihrer Stellung bewußt ſind. 
Nicht ſo ſehr in der Bekundung menſchlichen Mitgefühls, 
als in der Fähigkeit zur Erteilung ſachdienlichen Rates 
wird ſich die perſönliche Eignung des Berufsberaters am 
beſten zeigen. Vor allem muß der Berufsberater über die 
Grundſätze der Invalidenfürſorge unterrichtet ſein, ihm 
fällt eine weſenkliche Aufgabe bei Verbreitung der not⸗ 
wendigen Aufklärung zu. Um hierbei erfolgreich wirken 
zu können, wird der Berufsberater ſich nicht dabei beru⸗ 
higen, daß er ſich den Invaliden zur Verfügung geſtellt 
habe, ſondern es wird vielfach nicht zu umgehen ſein, daß 
ex denen, die ihn weder freiwillig noch auf Aufforderung 
in Anſpruch nehmen, Rat aufdrängt, indem er ſie 
in ihrer Wohnung aufſucht. Ungeachtet der zu erfordern⸗ 
den Sachkunde wird es aber nicht von ihm verlangt wer⸗ 
den können, daß er über alle Einzelheiten der verſchiede⸗ 
nen Berufsmöglichkeiten hinreichend unterrichtet iſt, um 
in allen Fällen den ſachdienlichſten Rat von ſich aus oder 
durch Inanſpruchnahme der ihm ohne Schwierigkeiten 
erreichbaren Ratgeber (Arzt, Handwerker oder dergl.) er⸗ 
teilen zu können. Er wird daher vielfach ſeiner Aufgabe 
dadurch genügen müſſen, daß er den zu Beratenden an 
die richtige Stelle weiſt. Zur Erleichterung dieſer Auf 
gabe wird es ſich empfehlen, daß in allen größeren Orten 
kollegiale Beratungsſtellen gebildet werden, welche in ei 
ner gewiſſen Regelmäßigkeit tagen und an die diejenigen 
Invaliden zu verweiſen find, für deren Beratung die 
Sachkunde des örtlichen Beraters nicht ausreicht. Dar⸗ 
über hinaus kann es ſich empfehlen, in jedem provinziel⸗ 


feine! 


len Fürſorgebezirk Spezial⸗Berufsberatungsſtellen für 
einzelne Arten von Kriegsbeſchädigungen (Blinde, Schwer⸗ 
hörige, Epileptiker) oder für einzelne Berufe einzurich⸗ 
to 

ien. 


Um indes dieje Einrichtungen für alle Invaliden, wo 


ſie ſich auch immer befinden mögen, hinreichend nutzbar zu 
machen, iſt es erforderlich, daß die Art und Weiſe, in wel⸗ 
cher ſie von den Unterausſchüſſen und den örtlichen Be⸗ 
rufsberatern an die 
wohl 


ichtige Stelle geleitet werden, ſo⸗ 


wohl hinſichtlieg der dabei beobachtenden Förm⸗ 


lichkeiten, als auch hinſichtlich der Koſtentragung einer 
allgemeinen Regelung unterworfen wird. Es wird nicht 
möglich ſein, den Invaliden die Aufbringung der Reiſe⸗ 
Rojten ſelbſt zuzumuten, vielmehr werden dieſe Koſten 
einen Teil der allgemeinen Fürſorgeunkoſten bilden 
müſſen. 

Das, was unten unter 4 über die Beteiligung der 
Verſicherungsträger (Reichsverſicherungsanſtalt, Landes 
verſicherungsanſtalten) an den Koſten der Berufsausbil⸗ 
dung geſagt iſt, findet auch auf die Koſten der Berufsbera- 
tung Anwendung. 

Wie im allgemeinen die Verbindung zwiſchen den 
militäriſchen Stellen und der Fürſorgeverwaltung eine 
Vorausſetzung für jedegedeihliche Fürſorgetätigkeit bildet, 
ſo wird insbeſondere eine lückenloſe Berufsberatung erſt 
eintreten, wenn die Bezirkskommandos allgemein die 
Namen aller zur entlaſſung gekommenen Invaliden den 
örtlichen Ausſchüſſen mitteilen die dann ihrerſeits das 
Nötige wegen der örtlichen Berufsberatung veranlaffen. 
Die Anweiſung an die Bezirkskommandos muß von den 
Generalkommandos ausgehen, die hierum durch beſonde 
ren Erlaß erſucht werden follen. 

Es ſei an dieſer Stelle darauf hingewieſen, daß die 
kollegialen Beratungsſtellen in der Rheinprovinz bereits 
eine ſegensreiche Tätigkeit Entwickelt haben. Insbeſon 
dere hat ſich gezeigt, daß ſie auf Grund des ärztlichen Gut 
achtens vielfach nicht nur in der Lage ſind, zweckdienliche 
Ratſchläge zu erteilen, ſondern daß ſie darüber hinaus 
den Invaliden bereits Stellen vermitteln, in denen dieſe 
dauernd oder do chwenigſtens verſuchsweiſe zur Erpro— 
bung ihrer Arbeitsfähigkeit unterkommen können. 

Endlich ſei zu dieſem Punkte erwähnt, daß Anfang 
Juni in Halle ein beſonderer Lehrgang für Berufsberater 
und Berufsbildner ſtattgefunden hat. Nähere Mitteilun⸗ 
gen hierüber finden ſich in den vom Kriegsminiſterium 
herausgegebenen Anſtellungsnachrichten (Nr. 32 vom 12. 
Auguſt 1915, S. 586). 

4. Es ift ferner notwendig, für die Geſtaltung der Be- 
rufsausbildung nähere Anweiſungen zu geben. 
iſt damit zu rechnen, daß auch abgeſehen von den allge⸗ 
meinen Koſten der Berufsausbildung auf perſönlichem 
ind ſächlichem Gebiete vielfach den einzelnen Invaliden 
Koſten entſtehen werden, die fie aus eigenen Mitteln nicht 
aufbringen können. Solche Koſten entſtehen beſonders 
dann, wenn der Invalide zum Zwecke der Ausbildung 
außerhalb ſeines Wohnorts Aufenthalt nehmen muß und 
außerdem auch während der Ausbildungszeit für ſeine Fa 
milie zu ſorgen hat. Auch dieſe Koſten ſind wichtige Ko 
ſten der ganzen Fürſorgearbeit. Sie können nicht erſpart 
werden, wenn anders nicht von vornherein der Erfolg in 
Frage geſtellt werden ſoll. Wir empfehlen daher, für die 
Regelung dieſer Koſtenfrage allgemeine Vorſchriften zu 
erlaſſen und hierbei insbeſondere davon auszugehen, daß 
die Militärrente — oder bei folden, die noch nicht entlaf 
ſen ſind, die militäriſchen Bezüge und die den Angehöri 
gen gewährte Familienunterſtützung niemals auf d 
eigentlichen Ausbildungskoſten, ſondern nur a f die Un 
terhaltskojten zur Anrechnung zu bringen ſind. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß eine ſolche Koſtenerſtattung nur in 
Frage kommen kann, wenn der Invalide ſich den Grund⸗ 
ſätzen der ſozialen Kriegsfürſorge, insbeſondere den Vor- 
ſchlägen der Ben atungsftellen fügt. 

Soweit du die Berufsausbildung die Gefahr droz 
hender Berufsfähg, it oder Invalidität abgewendet wird, 
kann auch in Frage kommen, mit der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte oder mit der zuſtändigen Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt wegen Beteiligung an der Soften- 
tragung in Verbindung zu treten (§§ 25, 36 des Verſiche 
rungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember nt, 
ss 1269, 19 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. 
Juli 1911) e Reichsverſicherungsanſtalt hat ſich ou dle- 
jer Koſten ng in Ausdehnung auf die Berufsberatung 
ausdrücklich reit erklärt, muß ſich jedoch für jeden Ein⸗ 
zelfall die regelmäßig vorher einzuholende Genehmigung 
vorbehalten; nur in Dringlichkeitsfällen kann es bei der 
nachträglichen Genehmigung bewenden. 

(Fortſetzung folgt.) 


geben Hierbei 


